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Die Durchführung von EG-Rechtsakten auf Gemeinschaftsebene ist

überwiegend Angelegenheit der Kommission. Art.145 und 155 EWGV

stellen aber klar, daß es hierzu einer Übertragung von Befugnissen durch

den Rat bedarf. NurArt.205 EWGV geht davon aus, daß die Durchfüh-

rung des Haushaltsplans durch die Kommission in eigener Verantwortung
erfolgt. Die genannten Vorschriften haben manchen-Streit über die Korn-

petenzverteilung hervorgerufen. Dies ist durch das SPannungsverhältnis
zwischen Supranationalität des Gemeinschaftsrechts einerseits und dem
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Die Neuregelung der EG-Verwaltungsausschüsse 209.

Wunsch der Mitgliedstaaten nach möglichst viel Einfluß auf die:Entste-

hung und Wirkung von Gemeinschaftsrecht leicht zu erklären.

I.DieEntwicklungvonVerwaltungsausschussen
&apos;

in der Praxis der EWG

A. Das Verwaltungsausschuß-Verfahren

Als 1961/62 die ersten gemeinsamen Agtarmarktorganisationen entsta!n-

den, ging der EG-Ministerrat,davon aus, daß er nicht das geeignete Organ
dafür sei, um alle Detailregelungen, die dabei notwendig würden, zu erlas-

sen. Angesichts der politischen Brisanz der -zu treffenden Entscheidungen
wollte der Rat aber auch nicht allein der Kommission die entsprechenden
Befugnisse zur Durchführung nach Art.155 EWGV überlassen. In, einem
diplomatischen Tauziehen einigte man sich schließlich auf eine Lösung, die
einerseits der Kommission die Entscheidungsbefugnisse übertrug, anderer-

seits aber auch den Mitgliedstaaten auf dem Weg über ihre Teilnahme an

diesem Entscheidungsprozeß die Möglichkeit gab, Entscheidungen der
Kommission durch den Rat wieder aufheben zu lassen. Die Delegation der

Durchführung wurde also nur bedingt und unter der Auflage vorgenom-
men, die Mitgliedstaaten mitreden zu lassen.
Der Kommission wurde jeweils -,ein Verwaltungsausschuß beigegeben, in

dem die Mitgliedstaaten durch Beamte vertreten waren. Die Kommission
konnte entscheiden. Sie konnte auch die ihr richtig erscheinenden Maßnah-
men sofort wirksam treffen--Wenn aber eine qualifizierte Mehrheit der

Mitgliedstaaten im Verwaltungsausschuß die Entscheidung der Kommis-
sion ablehnte, so konnte der Rat binnen einer bestimmten Frist die Ent-

scheidung der Kommission mit qualifizierter Mehrheit abändern oder

beseitigen. Die entsprechenden verfahrensrechtlichen Regelungen fanden
sich in den einzelnen landwirtschaftlichen Marktordnungen1. Über den

1 Hierzu und zum folgenden ausführlich H. Schmitt von Sydow, Die Verwal-

tungs- und Regelungsausschußverfahren (1973); d e r s Organe der erweiterten Europäi-
schen Gemeinschaften - die Kommission (1980), S.139ff. Ebenfalls sPeziellere Darstellun-

gen bieten C. B e r t r a m, Das Verwaltungsausschußverfahren (Diss. Bonn 1967); 0. H a r -

nie r, Kompetenzverteilung und Kompetenzübertragung zwischen Rat und Kommission
unter Berücksichtigung der Einsetzung von Hilfsorganen im Recht der EWG (Diss. Saar-
brücken 1969); P. S c h i n d 1 e r, Delegation von Zuständigkeiten in der Europäischen Ge-

meinschaft (1972). Vgl. auch C. D. E h 1 e rm a n n, Institutionelle Probleme im Bereich der

Durchführung des abgeleiteten Gemeinschaftsrechts, Europarecht, Bd.6 (1971), S.258 und
M. H i 1 f Die Organisationsstruktur der Europäischen Gemeinschaften (1982), S. 120-123.
Literaturverweise auf allgemeinere Erörterungen der Durchführungsbefugnisse der Korn-
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Rahmen der Marktordnungen hinaus wurde auch beim Ausrichtungs- und
Garantiefonds für die Landwirtschaft das Verwaltungsausschuß-Verfahren.
eingeführt.

Diese Ausschüsse, waren und sind im Primärrecht der Gemeinschaft, im

EWG-Vertrag nicht vorgesehen. Dieser kennt zwar, einige Ausschüsse, wie
etwa im Verkehrsbereich (Art.83, EWGV),&apos; im währungspolitischen Be-

reich (Art.105 Abs.2 EWG_V), auf dem Gebiete des Außenhandels

(Art.113 Abs.i EWGV) und- beim Europäischen SOzialfönds (Art.124 -

Abs.2 EWGY). Generelle R-e,g Verwaltungsausschüsse enthält er

jedoch nicht. So sind:alle Regelungen:über diese, Ausschüsse sekundär-
rechtlicher Natur. Ihre Einrichtun&apos; - verfolgt sicherlich auch&apos;den Zweck,.g
der. Kommission die Sachkunde nationaler Berater institutionell zur Verfü-

gung zu- stellen. Es ist. aber auch wahr&quot;daß primäres Motiv dieser Einrich-

tung immer wieder der Wunsch war, der supranational agierenden Kom-
mission gewisse Zügel anzulegen;

Als neue gemeinsame Politi entstanden, wurde, das Verwaltungsaus-
schuß-Verfahren auch auf,diese Bereiche übertragen. Hier.gab es jedoch
gewisse Änderungen. Bei den agrar-rechtlich*en Ausschüssen war nämlich

streitig geworden, ob. tatsächlich.--die Kommission in dem.-Fall, in dem sich
im Verwaltungsausschuß die erforderliche Mehrheit weder,für noch gegen
ihren Entwurf fand, die Maßnahme einfach durchführen, könne. Deshalb
wurde erstmalig beim europäischen rEntwickluggsfonds zur Durchführung -

der Ass..oZiatioiisabkoMmen..mit Entwicklungsländern ein Ausschuß gebil-
det bei dessen negativem oder -ausbleibendem Votum die Kommission das

Finanzierungsprojekt nicht mehr einfach durchführen konnte, sondern die

Frage dem Rät vorlegen mußte (sog. modifizie Verwaltungsausschuß-
Verfahren&apos;).

B. Das R&apos;egelun&quot;g,sausschuß-Verfahren

Im Rahmen der weiteren Entwicklung wurde im Zollre&apos;cht eine Umfor-

mung des Verwaltungsausschiiß-Verfahrens zum sog. Regelungsaus-
schuß-Verfahren vorgenommen. Regejungsausschüsse sind in der Zusam-

mensetzUng, dem Erfordernis der qualifiZierten Mehrheit und in ihrer Ge-

schäftsordnung den, VerwiltungsatAsschüssen gleich. Dem modifizierten

Verwaltungsausschuß-.Verfahren haben sie die Regel entnommen, daß bei

negativer,Stellungnahme oder bei Ausbleiben einer Stellungnahme des

mission, bei W. H u m m e r, vor Art.15 in: E. Grabitz (Hrsg.), Kommentar zum EWG-

Vertrag (Loseblattsammlung 1984-1987). -

*

::,
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.&apos;Ausschusses die, Kommission de&apos;n Rat mit einem formellen Vorschlag be-
fassen muß, über den der. Rat dann mit qualifizierter Mehrheit abstimmt.
Dazu kam aber als&apos;neue Komponente das sog. filet, also ein Si&apos;cherliei&apos;ts-netz
gegen eine Blockade des Entsc.heidungsprozesses. Hierzu wurde vorgese-
he daßder-Räthinneriäinerbestin t Karner

zu keiner Entscheidun -&apos;

so durfie&apos;die Kommission selbst&apos;.die vonIhr&apos;demg
RatvoMaßnahmen erlassen.
IM Vetenpärrecht sowie in,den Bereichen Pflanzenschutz und Futter-
miit das Regelungsausschuß*-Verfahren weiter z, Lasten der
Kommission, modifiziert.. Das filet &apos; urde durch ein contre&apos; filei erganzt.w

Der grundsätzliche Rückfall der Köm die Kom ch Abpetenz an mission na

lauf der Entscheidurigsfiist des Rates konnte durch einen Ratsbeschluß mit

l
einfacher Mehrheit verhindert werden. Dies war insbesondere auf das Be-
mühen der italienischen Regieru&apos;ng&apos;z*uruckzuführen, die eigenilich, ein Vor-
lagerecht jedes, einzelnen Mitgliedstaates, der nicht mit der Kommissions

einv&apos; tanden war,&apos;!an den- kätbefürwortet hatte&apos;.entsc ei
&apos;:

ers

Dieses&apos;Vetfahren wird auch als &apos;besonderes RegelungSausschuß-Verfah-
ren bezeichnet. Das Europäische Parlament, kritisierte die Kommission

heftig dafür,&apos;daß sie den Vorschlag des&apos;con&apos;tre filet im Ve.
angenommen hatte. Sie mußte deshalb dem Parlament versprechen, daß sie
in Zukunft keine Verfahren diesesTyps, mehr akzeptieren oder vorschlagen
werde. Bei den Harmonisierungsrichtlinien zum Abbau von technischen

Hand-dshenimnissen wollte die deutsche Bundesregierung eine contrefilelt-
Regelung durchsetzen. Die Kommission widersetzte sich dem diesmal er-

f61greith. Vom Rät beschlossen, wurde das allgemeine Regelungsausschuß-
Verfahren.. Die deutsche und die italienische Delegation mußten sich mit
einer Prot0411notiz abfinden, in der sie ihrer Erwartung Ausdruck verlie-
hen, daß die Kommission in der filet-Phase die von ihr vorgeschlagenen
Maßnahmen nicht erlassen werde, wenn sich vorher im Rat eine einfache
Mehrheit 2eL; diese Maßnahmen ausgesprochen habe. Au h im Lebensc

mittelbereich &apos;konnte die Kommission erfolgreich die Einführung des
contrefilet abwehren.

Ani- Ende der Übergangszeit tauchte die Frage auf, inwieweit die. zu-

-lungs schüssnächst bäristet, eingerichteten Verwaltungs- und Rege aus, e

weiter beibehalten werden sollten. In der Verordnung (EWG) Nr.26.02/
692 erklärte es der Rat für wünschenswert, das Verwaltungsausschuß-Ver-
fahren über die Übergangszeit hinaus aufrechtzuerhalten.
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Stellungnahme des Euro-päischen Parlaments

Das Europäische Parlament hat in einer Entschließugg aus dem Jahre
1968 keine grundsätzlichen Einwände&apos; egen Ausschußvg erfahren erho-
ben3 Vs warnte jedoch, daß das Verfahren- nur mit äußerster politischer.
Vorsicht,=gewendet werden dürfe. Ausschüssen.du&apos;rfe in jedem-rall,
nur eine ausschließlich befatende&apos;Ilpnktl&apos;ön zugestanden werdm-Weiter-
hin dürften die Ausschüsse. auf keinen fall an der Entscheid
der zuständigen Organe beteiligt werden. Die Autonomie der Ko:minmion
beim HaushaltS.vpl,1zUg nach Art.20&quot;5- sei zu beachten. Schließlich dürie es

run e beituzu keiner urigerech Verzoge g,b i der Ausar
i

ng und In-

kraftsetzung der -zu treffenden Maßnahmen kommen.

J.

-Gerichtshof s,D. Stell.ungnahme,des E,

4 die Verw;gl gsaus-Der Gerichtshof hat in der Rech
schußregelung, für den Agrarbereich für-&quot;unbedenkli erklärt. Art.43
Abs.2 Satz 3 E.WGV sei Gen,iige getan, -wenn die, wesentlichen Grundzu&apos;ge
der Agrarver.ordnungen nach dem in.dieser Vorschrift vorgesehenen Ver-

ageg&apos;; könnten die Durchfühfahren festgelegt worden sind D&apos;,&apos; `en, rungsbe-
stimmungen zu den Grundver6idnungen entweder vom Rat selbst oder

aufgrund einer Ermächtigung zemäß-Art.155 EWGV von der Kommission,
nach einem von Art..43 EWGV ab&gt;vyeichpndgn Verfahre4,erlassen, I

Das VerwaltungsauSschuß-Verfahren gebe dem Rat die Mö&apos;ichk d
-

gl,
&quot;&quot;,,

er

Kommission beträchtliche Durchführungshefugnisse unter dem VQrb.eha4
zu übertragen, daß. er gegebenenfalls die..Entscheidung an -sich,ziehen
könne. Das verfälsche aber nicht die Gemeinschaftsstruktur&apos;und das insti- I

tutignelle Gleichgewicht. Der Gerichtshof bezieht sich zur Begrundung
sowohl auf das Rechtsetzungssy m des Vertrags, wie es..insbesondere
in Art. 155 EWGV zum Ausdruck kommtI, als auch auf die ständige Praxis,
der Gemeinschaftsorgang, welche, &apos; den in allen Mitglieistaatep
anerkannten Rechtsauffassungen unterscheiden zwischen den Maßnah-

men, die ihre Grundlage unmi Vertrag selbst finden,&apos;wid dem
abgeleiteten Recht, das zur Durchführung dieser Maßnahmen dienen. soll..,
Der Gerichtshof hatte 1977 nocheinmal Gelegenheit, sich..zum Rege-.

lungsau.sscbuß-Verfahren mit filet nach &apos;einer Richtlinie üb, Zusatzs.&apos;toffe,

3 ABIEG 1968 (Nr.C 108), S.U
4 EuGH 1 Z12.1970 - Köster, 25/70 - SIg. 1970, 116 1.
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in. der Tierernährung zu
-

äußern5.. Er, hielt das Verfahren im konkreten
-fall für *zulässig, weil es nicht- zur.HandlUngsunfähigkeit der KoMmis-

Siön führe. Die Ri.chtlinie erlaubte der.Kommission nämlich noch eine

andere Handlungsalternative. ES &apos;ist aber angesichts der F411-Konstella-
Iten könnte,tion nicht eindeutig,- daß man hieraus im Gegenschluß ablei

daß der Gerichtshof, wenn es zu einer solchen HandlungSünfähigkeit
gekommen wäre, das Verfahren aus diesem Grund als rechtswid.rig&quot;ange
sehen hätte.

1.

4.1

Nach dieser Anerkennung durch alle Hauptorgane der Gemei
wurde das Verwaltungsausschuß-Verfahren- zur alltäglichen Selbstver-

ständlichkeit,.in der Gemeinschaft6. Das allgemeine -Verwaltungsaus-
1

schuß-Verfahren blieb auf.den&quot;Landwirtschaftsbereich (Agrarm.arktorga-
&apos;dwirtschaftspolitik beschränkt. In den anderen Sach-nisationen und lan

gebieten wird*das,allgeMeine Regellungsausschußverfa.hren angewendet.
Da in. der Praxis. trotz...gegenteiliger ]Befürchtungen das Ausschu, iverfah- : :-

ren aufgrund seinerD zu keiner wesentlichen Beschneidung deT
Kommission beim Er-laß&apos; von Durchführungsmaßnahmen geführt hat,
sah offensichtlich auch.die Kommission keinen Anlaß, seine Rechtmäßig-
keit in Frage zu stellen. Das Ausschußverfahren wurde von allen interes-

sierten,Beteiligten als eine.vernünftige&quot;Kompromißlösung bei der Über-

tragung von Ausführungsbefugnissen an die Kommission angesehen. Al-

lerdings, wurde bei jeder neuen Einführung eines Regelungsausschusses. -

&apos;

die Diskussion um das contre filW geführt. Die Kommission hat

jedoch jedesmal erfolgreich Widerstand geleistet.

5 EuGH5.10.1977-Tedeschi,5/77-Slg.1977,S.1555,1578.
6 Auf eine besondere Form eines Verwaltungsausschusses sei noch hingewiesen. Nach

dem Abkommen über den europäischen Entwicklungsfonds wird innerhalb des Regelungs-
ausschusses nicht mit der üblichen Stimmverteilung bei qualifizierter Mehrheit*(Art.148
Abs.2 EWGV),entschieden, sondern es werden besondere Stimmgewichte eingeführt, die

denfinanzieUenBeitragsquotenderMitgliedstaatenzurEntwicklungshilfederGemeinschäft
Rechnung tragen. Dem normalen Regelungsausschuß-Verfahren entspricht, daß die Kom-
mission sofort ihre Kompetenz verliert, wenn der Regelungsausschuß nicht ihrem Vorschlag
zustimmt. Wenn sich der Regelungsausschuß nicht entscheiden kann, so kommt dies einer

&apos;

ablehnenden Stellungnahme gleich. Falls aber der Rat keine eigene Sachentscheidung trifft,
so behält die Kommission ihre Zuständigkeit. Sie muß jedoch während der Beratung des
Rates ihre eigene Entscheidung aussetzen.

http://www.zaoerv.de
© 1988, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


214 Meng

11. Der Regelungsauftrag7&apos;zn der Einheitfiehen. EuropäischenAkte

Obwohl also die* Praxis. relativ es- os funktionierte&quot;, wollten die

Mitgliedstaaten sie doch auf eine sichere, Recht stellen. jn, der

w che&quot;1987 in Kraft tr t wurde desEihheitlichenEuro Akte eh halb
an den,Art..&apos;1&apos;45 EWGV eineklars&apos;telle.nde,Bestimmu.ng-,angefügt:

-:überträgt der Rat der Kommission in den von ihm angenommenen.Rächts-
akten die Befugnisse zur Durchführung der- Vorschriften, die er erläßt.&apos; Der Rat
kann&apos;.bestimmte. Modalitäten, fürdie Ausüb g -dieser Befugnisse festlege&apos;n.: Er
kann.sich in spezifischen Fälleh vorbehalten, Durchführungsbefug-,
nisse&apos;selbst auszuüben. Die oben..g Modalitäten müssen den&apos;GrundSät-

zen und Regeln entsprechen,die:Jer Rat, auf Vorschlag der Könimissidn nach
Stellungiiahme des Europäischen Parlam,t.s,vorher einstimmig&gt; festgelegt hat.

Hiernach soll also generell ein Grunimustervon Pelegationsregelungen
festgelegt&apos;werden, damit die Ürag er- Aussehußverfah i, t in jedenir n ch
Einzelfall wiederum zum Stolpergtein.&apos;für den.Erlaß&apos;.mäteriell-rechtlicher
Regelungen wird.

A. Der Vorschlag, der Kommission

Am 3. März 1986 legte die Komingssion.4m Rat einen -:Vörschläg -für

e tlegung de &apos;fü, di-eine Verordnung (EWG) des Rates zur f,s rMödalii&apos;aten, r e

Ausübung der Durchführungsbeftig sse die der K rtomm1.ss.iön,u &quot;e ragen
werden vor7. Der Vorschlag&quot;&apos;-war&apos;ganz. eng zugeschnitten äufs61che Aus-

schüsse, in-denen Sachverständige &apos;de&apos;r7-Mitglie,dstaaten an.&apos;derWillensbil-
dung in der Kommission mitwi In der Begründung führte die Kom-
mission zwei Prin,zipien an, von denen sie ausging: Erstens. solle sie mehr
Dürchführungsbefuenisse erhalten und zweitens müßten die vom Rat
vorab festzulegenden Modalitäten werden. Die Kommis&apos;-

dersion,sah vor, daß bei der Festlegung von Modalitäten für die Ausübung,
1)Urchführu.ngsbefugnissederKommission,welche.derRat.inden-vonihm
angenommenen R c gt -Variant&apos;n zur Verfü-e htsakten überträ dreiModell 1 e

gung stehen:

Die erste, Variante ist der Bergtehde Ausschuß. Der bei der Kommis-

sion. emgesetzte,Ausschuß berat Über die:von&apos;der Kommission unterbreite-

7 ABIEG 1986 (Nr.C 70), S.6.
8 Da zum damaligen Zeitpunkt der Zusatz zu Art.i45,EWGV, welcher, in der Einheitli-

chen Europäischen Akte enthalten, ist, noch nicht. in- Kraft. getreten war, merkte die Kommis-
sion in der Präambel an: die hierfür erförderlichehl f &quot; isse sind im Vertr&apos; -nicht vorge-n e ugni
sehen und stützte die vorgeschlagene Verordnung auf Art.235 EWGV,
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ten Anträge auf Abgabe einer Stellungnahme. Die Kommission kann hier-

für eine Frist festsetzen. Am Schluß sog keinerl.ei:Abstimmung&apos;stattfinden.
jedes Mitglied des Ausschusses kann jedoch verlangen können, diß seine

Meinung im Protokoll festgehalten wird.
Die zweite Verfahrens-Varia4te ist der Verwaltung5ausschuß. In ei-

nem solchen Ausschuß führt der Vertreter der Kommission den Vorsitz.

Er unterbreitet dem Ausschuß einen Entwurf der betreffenden Maßnah,

men. Dieser gibt seine Stellungnahme innerhalb einer Frist, ab, die der

Vorsitzende unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden

Frage festsetzen kann. Die Abstimmung erfolgt mit qualifizierter Mehrheit
im Sinne des Art.148 Abs.2 EWGV. Der Vorsitzende nimmt an der Ab-

stimmung nicht teil.
Die Kommission kann, ungeachtet des Votums des

schusses, hiernach sofort anwendbare Maßnahmen erlassen. Weichen diese

Maßnahmen von der Stellungnahme des Ausschusses ab, so muß sie dies
unverzüglich dem Rat mitteilen. Sie hat dabei&apos;die Möglichkeit, aber nicht
die Pflicht, die Anwendung der von ihr beschlossenen Maßnahme um eine

noch zu bestimmende Frist von der Mitteilung anauszusetzen. Der Rat

seinerseits kann mit qualifizierter Mehrheit ebenfa&apos;Ils innerhalb einer noch

zu bestimmenden Frist einen anderen Beschluß fassen. Dies ist also das

klassische einfache Verwaltungsausschuß-Verfahren, wie es sich in der Pra-

xis bereits im Agrarrecht herausgebildet hatte.
Die dritte Verfahrens-Variante war der Regelungsausscl-iuß. Sie weicht

insoweit vom Verwaltungsausschuß-Verfahren ab, als die Kommission die

beabsichtigte Maßnahme nur dann erlassen kann, wenn sie mit der Stel-

lungnahme des Ausschusses übereinstimmt. Liegt keine solche Überein-

stimmung oder liegt überhaupt keine Stellungnahme des Regelungsgus-
schusses vor, so muß die Kommission unverzüglich einen entsprechenden
Vorschlag für die zu treffenden Maßnahmen dem Rat unterbreiten, der mit

qualifizierter Mehrheit darüber abstimmt. Der Rat hat für diese&apos;Abstim-

mung eine bestimmte Frist. Hat er nach Ablauf dieser Frist keinen Be-

schluß gefaßt, so können die vorgeschlagenen Vorschriften von der Korn-

mission erlassen werden. Es handelt sich hierbei also um das einfache

Regelungsausschuß-Verfahren mit dem sog. filet, wie es sich ebenfalls in

der Praxis herausgebildet hatte.
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B. pie Position de.s Europäischen Parlaments

Der Entwurf der Kommission stieß auf Enttäuschung im Europäischen
Parlament. Die Mehrheit des politischen Ausschusses lehnte es grundsätz-
lich ab, Regelungsausschüsse erneut als eine Möglichkeit der Verwaltungs-
delegation auf die Kommission in Betracht zu ziehen. Sie strich deshalb die

Erwähnung dieser&apos;Ausschüsse völlig aus* dem Entwurf9. Das Plenum des
Parlaments schloß sich dem an und verabschiedete am 23.Oktober 1986

seine Entschließungl(). Es äußerte die Überzeugung, es sei notwendig&quot; die
Anzahl der Ausschußverfahren, auf die der-Rat bei der Übertragun -

g von

Durchführungsbefugnissen andie Kommission zUrückgreifen dürfe, künf-

tig zu begrenzen&apos;. Auch müsse eine möglichst weitgehende parlamen-
tarische Kontrolle über die Durchführung des Gemeinschaftsrechts ge-
währleistet werden. Und schließlich wurde der Haupt-Streitpunkt der ver-

gangenen Jahre aufgegriffen, nämlich die Frage, inwieweit das Recht der
Kommission zur selbsfandigen Durchführung des Haushalts nach Art.205
EWGV die Einschaltung -von Verwaltungs- oder RegelungsausSChüssen
rechtlich unzulässig Machtl 1. Das Parlament nennt. die entsprechende Pra-

xis deslats rechtswidrig.
Die Kommission hatte vor dem Parlament erklärt, sie wolleden Rat

auffordern, in erster Linie das Verfahren beratender Ausschuß, wäh-
len. Das Parlament schloß sich dem an, insbesondere hinsichtlich der- An-

wendung der erweiterten Harmonisierungsklausel nach Art.100a EWGV
und auch--bei der Haushaltsdurchführung gemäß Art.205 EWGV12. Dies

zeigt andererseits, daß das Parlament nicht -pauschal die Einsetzung von

Ausschüssen im Budgetbereich ablehnt. Die Kommission hatte weiterhin
vor dem Parlament erklärt, sie wolle sich dafür einsetzen, daß dort, wo
nicht aufgrund des Art. 149 EWGV -in seiner neuen Fassung nach der Ein-
heitlichen Europäischen Akte ohneh&apos;in&apos;däs Parlament an der Rechtsetzung
zu beteiligen ist, es vom Rat allgemein eine Konzertierung verlangen

&apos;

könne, wenn dieser in einem Rechtsäkt ein Ausschußverfahren vorsehen
wolle. Auch dies wurde vom Parlament begrüßt..

9 Dies geschah gegen die Mehrheit der sozialistischen Gruppe, die auch den Berichter-
statter Hänsch gestellt hatte; vgl. Europe Nr.4415 vom 23.10.1986, S.5. Der vom Parlament

geänderte Entwurf ist abgedruckt in ABIEG 1986 (Nr.C 297), S.94.
10 ABIEG 1986 (Nr.C 297), S.95 in Verbindung mit Nr.C 227, S.54. Die endgültige

Fassung Wurde gegenüber dem Entwurf des Ausschusses noch in einem Punkte ergänzt.
11 Vgl. C.-D. E h I e r rn a n n /M. M i n c h, Conflicts between Community Institutions

within the Budgetary Procedure Article 205 of the EEC Treaty, Europarecht, Bd.16

(1981), S.24.
12 Art. 1 a des vom Europäischen Parlament geänderten Texts der Verordnung.
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Das Parlament lehnte aber die Auffassung der Kommission ab, daß die
in der Vergangenheit angewendeten Verfahren sich so bewährt hätten, daß
in Zukunft nur noch diese Verfahren angewendet werden sollten. Es for-
dert wesentliche Änderungen dieser Verfahren, um der Kommission um-

fassendere Befugnisse für &apos;den: Erlaß von Durchführungsmaßnahmen zu

übertragen. Deshalb müßten auch bereits geltende Rechtsakte binnen einer

bestimmten Frist anhand der&apos;ne.uen Verordnung einer Überprüfung unter-

zogen werden.
Unmittelbar wichtig für die Verfahrens-Stellu&apos;ng des Parlaments waren

die Änderungen, die bei&gt; den verbleibenden zwei zur Wahl stehenden Ver&apos;

fahren vorgenommen wurden. Beim Verfahren Beratender Ausschuß
sollte die Kommission alle diesen Ausschüssen zugeleiteten Entwürfe dem
Parlament am selben Tage ebenfalls vorlegen müssen. Das gleiche Wurde
auch beim Verfahren Verwaltuggsips5chuß verlangt. Habe ein Verwal-

tungsausschuß eine Ehtscheidung gefällt, so müsse diese neben dem Rat

auch dem Parlament übermittelt Werden. Der Rat müsse seinerseits bei der

von ihm zu treffenden Entscheidung im Falle einer Abweichung der Kom-
missions-Maßnahme von der Stellungnahme des Ausschusses das Parla-

ment anhören. Dieses könne allerdings beschließen, auf seine. Stellung-
nahme zu verzichten.
Im Falle des Art.205 EWGV, also wenn es sich um Maßnahmen der

Haushaltsdurchführung handelt, bestimmte der Art.1 des Entwurfes des

Europäischen Parlaments, daß der Rat nur einstimmig einen abweichenden
Beschluß fassen könne, wenn das Parlament zuvor mit der Mehrheit seiner

Mitglieder die Kommissionsmaßnahme un.terstützt habe. Die allgemeine
Überwachung des Parlaments über die Verwaltungstätigkeit der Kommis-
sion sollte dadurch gestärkt werden, daß die Kommission dem Parlament
auf Verlangen Bericht über die Arbeit der Ausschüsse, die ihr gemäß dieser

Verordnung beigeordnet werden, erstatten mußte.
Prozedural forderte das Parlament die Kommission auf, die von ihm

vorgenommenen Änderungen in ihren Vorschlag zu übernehmen. Weiter-
hin drückte es den Wunsch aus, in Anbetracht der weittragenden institu-
tionellen Bedeutung dieser Verordnung und der Tatsache, daß sie die

Haushaltsbefugnisse des Parlaments berührt (Art.206b EWGV), daß ent-

sprechend den bereits vorhandenen Verfahren bei Aufstellung und Ände-

rung der Haushaltsordnung eine Konzertierung mit dem Rat über den

Verordnungsentwurf stattfinden sollte, falls dieser von den Änderungen
des Parlaments abweichen wolle.
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C. Der Beschluß des Rates - 13. Juli 1987

]ES kam aber weder zu einer Konzertiicrun.,g noch zu einer erneuten Kon-
sultation, obwohl der Rechtsakt des Rates vom 13.Juli 1987 von
den Entwürfen wesentlich abwich. Erbgnicht nur keine der
Forderungen des Parlaments. Er er

.-
&apos;

&apos;ielmehr auch den Kommis-ganzte, v
sions-Entwurf in wesentlichen Punkt.en d veränderte ihn damit in der
Substanz 13. Die substantiell geringste&apos;, Abweichung war die Rechtsform:

g, sondern&quot;ein B.,eschluß..&apos;Damit sollte wohl:der Rechts-keine Verordnun
charakter deutlich abgehoben werden von der Verordnung, welche.Außen-

wirkung hat, während der Beschluß offensichtlich, als nach Art.,145

EWGV allerdings verbindliche -.interne Festlegung, als Standardisierung
zum Gebrauch bei&apos;der Normsetzun,gsarbeit der Gemeinschaftsorgane an-

gesehen wird.
Dieser Beschluß enthält zwar wieder,die alte, von der Kommission vor-

geschlagene DreiteilUng, in die Verfahren,sirten Beratender Ausschuß,
Werwaltungsausschuß und R,egelungsaü&apos;sschuß. Für. den beratenden
Ausschuß verandert der Rat den Kommissions&apos;vorschlag nur wenig. Die

Stellungnahme des Ausschusses insgesamt soll nunmehr neben den abwei-
chenden Standpunkten der Mitgliedstaaten in ein Protokoll aufgenommen
werden. Ferner soll. die Kommission, soweit wie möglich die Stellung-
nahme des Ausschusses berücksichtigen und diesen darüber unterrichten,
inwieweit sie seine Stellungnahme berücksichtigt hat.

Bei der Modalität Verwgltungsausscbu&apos;ß ergatizt der Rat aber den Vor-

schlag der Kommission, den er jetzt aW Variante a) bezeichnet, um eine

Wariant&apos;e b),. die wahlweise zur Verfügung steht.. In dieser letzteren Va-

riante muß die Kommission die Durchführung der von ihr. beschlossenen
Maßnahmen um einen Zeit.ragm verschieben, der in jedem vom Rat zu

genehmigenden Recht festzulegen ist, allerhöchstens aber drei Monate
vom Zeitpunkt der Mitteilung der Kommission an den Rat betragen soll.
Auch in dieser Variante kann der Rat innerhalb dieses Zeitraums mit quali-
fizierter Mehrheit, einen von der Entscheidung der Kommission abWe.i7
chenden Beschluß fassen.

Für die Modalität Regelungsausschuß ergänzt der Rat ebenfalls eine -

Variante b. Diese.ist das altbekannte Yerfahren, wonach das normale

kegelungsausschußverfahren mit filet durch das sog. contre file ergänzt
wird. Wenn der Rat also in dieser Variante nach. Ablauf einer Frist von

maximal drei Monaten keinen Beschluß über den Vorschlag des Parlaments

13 ABIEG 1987 (Nr.L 197), S.33.
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gefaßthat, dann.könneIn. die vorgeschlagenen Maßnahmen von der Korn-

mission erlassen werden, es sei denn, der Rat hat sich mit einfacher Mehr-
heit gegen die genannten Maßnahmen ausgesprochen. Dies heißt &apos;daß.ein

j.
: Widerspruch mit einfacher Mehrheit die gesamte Entscheidung auf ünbe-

stimmte. Zeit blockieren&apos;* n. Mit dies r Fassung führt der Rat wieder einan

Verfahretiselementein&quot;dasiahrelang
kämpft Worden war, Insoweit kann man.also sageni daß nicht nur entgegen
der Absicht &apos;der&apos;Einheitlichen Europäischen Akte durch diese Neuregelung

11.1 &apos;&apos;.. des Ausschußverfahrens die Exekutivhefugnisse der Kommission nicht ge-.
I

I

stärkt werden, sondern daß sogar das bisher erreichte Niveau wieder un-

terschritten wird&quot;..
Darüber hinaus ergänzt-der Rat den Kommissionsvorschlag um einen

-

- Art.3, in dem, es- um die mögliche Übertragung von Befugnissen, über I

Schutzmaßnahmen zube&apos;schließen, vom Rat auf die Kommission geht. Das
dänn.einzuschlagende Verfahren.Wird wie:.folgt beschrieben: -

-

Die Kommission teilt jeden Beschluß über Schutzmaßnahmen dem Rat

und:denMitgliedstaat&apos;en, mit. Es kann vorgesehen werden, daß die Kommission,
e I

elie sie.ihren--ßeschluß faßt, die Mitgliedstaaten nach den jeweils festzulegenden
konsultiert.Modalitäten

-Jeder &apos;Mitgliedstaat. kann den Rat innerhalb einer Frist, die in dem betref-

fenden Rechtsakt festzulegen&apos;ist, mit dem Beschluß der Kommission befassen.

Variante a)
Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit binnen einer Frist, die in dem

betreffenden Rechtsakt festzulegen ist, einen anders lautenden Beschluß fas-

Variante b)
Der Rat kann den Beschluß* der Kommission mit qualifizierter Mehrheit be-

stätigen, andern oder, aufheben. Hat der Rat innerhalb einer Frist, die in dem

betreffenden Rechtsäkt festzulegen&apos;ist, keinen Beschluß gefaßt, so gilt der
Beschluß der Kommission als aufgehoben.

Mit diesem Sonderverfahren für Schützinaßnahmen, das von Kommis-
sion oder Parlament nicht einmal erwähnt worden war, hat der Rat einer
alten Forderung einiger Mitgliedstaaten nunmehr Raum gegeben, die ein
direktes Initiativrecht zur Befassung des Rates haben wollten. Die Korn-

mission hat sich -hiergegen immer gewehrt, weil sie ihr Initiativ&apos;-Monopol
gewahrt sehen wollte. Insgesamt kann man zur Bewertung sagen, daß der

neue Beschluß alle Maximalpositionen, welche im Rat im Verlauf der ge-
schilderten Entwicklungsgeschichte ernsthaft erwogen wurden, nunmehr

zu positivem Recht gemacht hat. Er ermöglicht einen stärkeren Einfluß der

Mitgliedstaaten und erlaubt es gleichzeitig, das supranationale Organ in
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der Gemeinschaft die Kommission,* stärker an die-nationale Leine zu neh-

men.

Hinsichtlich bereits existierender Ausschuß bestimmt Art.4
des Ratsbeschlusses, daß die MQdalitäten* für-&apos;-.die..Ausübun der.Befugniss&apos;el&quot;9 9

die der Kommission in vor dern.-Illn.kräfttreten--,e.dies&apos;BeSchlUsses.-geltend,en
RechtSakten übertragen worden sind,. nicht be&apos;rührt werden. Es heißt aber
weiter: bei Änderung Oder Verlängerti,ng solcher Rechtsakte- kann der. Rat
die in diesen Rechtsakten vorgesehenen Verfahren an.die:in den Art.2 und
.3 beschriebenen Verfahren. anpas oder,aber- die bestehenden, Verfahren
beibehalten. Diese Vorschrift- kann-. also.:der Hebel `für eine zukünftig
verschärfte Aufsicht über die Kommissions-Entscheidungen werden. -

1). Die Reaktionen von Parlament und Kommiss,ion

Die Kommission hatte -7was unüblich ist - verlangt, daß ihre Vorbehalte
im. Protokoll der Ratssitzung, auf der, der Beschluß angenommen wurde,
.festgehalten wurden. Diese Vorbehalte betrafen insbesondere die Variante
b): des Regelungsausschuß-Verfahrens und die Variante b) des Schutzklau-
sel-Verfahrens. Das Europäische Parlament erhob gegen: den&apos; Beschluß

Nichtigkeitsklage nach Art.173 EWGV. Es macht geltend, der Beschluß
verletze materielles EWG-Recht-ebenso wie Verfahrensrecht. In meeriel-
ler Hinsicht sei Art.145 EWGV in der&apos;Fassung des Art.10 der Einheitli-
chen Europäischen Akte verletzt. Art.145. zusammen-mit der Er-

klärung der Luxemburger Konferenz bei - Unterzeichn.ung der Einheitli-
chen Europäischen Akte gingen davon aus, daß nur ausnahmsweise

Durchführungsbefugnisse dem Rat vorbehalten werden dürften. Dagegeh

sei in vier der sieben Fälle, welche&apos;-,der ,e5chluß aufzählt, nunmehr derRat
als letztentscheidende Instanz vorgesehen.
Aufgrund des, Art.137 EWGV welcher dem Parlament die Aufsicht

über die Kommission überträgt,&apos;,serlmmer danni7.w,enn die Kommission

ihre Aufgaben nicht erfüllen könne, auch ein Aufsichtsrecht des&apos;Parla-
ments verletzt. Und schließlich habe der Ministerrat nicht das,Konsulta-
tionsrecht des Parlaments beac,htet. Er. sei nicht nur wesentlich vom ur-

sprünglichen Kommissionsentwurf abgewichen, sondern, auch, von den&apos;

Änderungen, die das Parlament hieran vorgenommen hatte, ohne daß er
das Parlament erneut konsultiert hätte. Nach der Rechtsprechung des Ge-
richtshofs müsse in solchen Fäll el&apos;hezweite Konsultgtio.n vorgenommen

14werden

14 Europe Nr.4635 vom 9.10.1987, SA
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-VIII. Vereinbarkeit des Ratsbeschlusses mit dem EWG ertrag?

A. Vereinbarke:it mit Art.145 und 205 EWGV.

Eine rechtliche Bewertung der kontroversen Positionen muß von

,.: &apos;Art.145 EWGV. in der Fassung der Einheitlichen Europäischen Akte aus-

nach..Art:.14gehen. Ohne, weifel ist 5,EWGV im Regelfall die Durchfüh-
Aen der Kommission zu übertragen. Aller-rung von EG-Rechtsvorsch.ri

dings kann der Rat hierfür Modalitäten. festsetzen. Und in\
spezifischen Fällen kann sich auch der Rat selbst Durchführungsbefug-
nisse vorbehalten. Einen Sinn ergibt diese Ergänzung in der Neufassung
nur, wenn man unterstellt&quot; daß hier dem Rat nicht ein unbeschränktes und

unübe Ermesseneingeraumt wird, sondern daß die Kommission
wirklich im. Regelfall immer ausführende Instanz sein sollte, während er,

1... sichselbstdieDurchführungnurinAusnahniefällenvorbehalten.4arf. :

Vor diesem Hintergrund.,muß die Tatsache gewertet werden, daß in der
&apos;.&apos;

Tat.der endgültige Beschluß des Rates mehr Rats- als Kommissions-Kom-

petenzen, enthält. Dies. verletzt aber Art. 145 EWGV oder auch Art.205
EWGV nur dann, wenn in, dem Beschluß auch etwas über die Viertei-

lungsdichte der Verfahren, die Frage, in welchen Fällen sie jeweils zur

Anwendung kommen, hätte gesagt werden müssen. Genauer: Es handelt
sich um die Frage, ob bereits in dem Beschluß die Regelverfahren und die
Ausnahmeverfahren hätten kenntlich gemacht werden müssen. In der Er-

klärung zu den Durchführungsbefugnissen der Kommission in der

Schlußakte zur Einheitlichen Europäischen Akte 15 ersucht die Regierungs-
könferenz den Rat, Grunds &apos;ätze anhand deren die Durchführungsbe-
fugnisse der Kommission in jedem einzelnen Fall zu definieren sind

festz.ulegen..Daraus folgt daß offensichtlich nach dem Willen der Mit-

kliedstaaten die konkrete Festlegung des Verfahrens erst in jedem einzelnen
Rechtsakt zu erfolgen hat. Demnach ist die Frage, welches Verfahren wel-

chem Rechtsakt angemessen ist und rechtmäßig zu ihm paßt, erst in den

jeweils entsprechenden Rechtsakten zu klären.

Weite fragt sich aber, ob, wenn die schlichte Nebeneinander-Stellung
der einzelnen Verfahren in der Beschreibung des Beschlusses nicht schon,
rechtswidrig ist, etwa eines der dort beschriebenen Verfahren per se gegen
die Art. 145 oder 205 EWGV, verstößt. Hier sind drei Aspekte zu unter-

scheiden: In den beiden Verfahrensvarianten des Verwaltungsaus.schusses
kann die Kommission in eigener Verantwortung handeln, allerdings unter

15 Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Beilage 2/86, S.23
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Vorbehalt einer gegenteiligen Entscheidung des Rates und möglicherweise *, - 1:

unter dem Zwang, während einer festgelegten. Frist auf eine solche Ratsent
scheidung warten zu müssen. Mit verschärften-Mädalitäten- gilt dies&apos;auch
noch beim einfachen Regelungsausschuß-Verfahren (alSo der Variante a

Diese Verfahren entsprechen einhelligen. aller.Hauptorr 11.

gane der- Gemeinschaft in der `V &apos; nheit.A -

we das Europäische*uch rin,ergange
Parlament diesen Konsens nunme-hr offensichilich ndigt hat, so.,.

Bewertung, davöh-.&apos;ausgehen, daß ke &apos; -ver-*muß doch die rechtliche

gs er itiati-
&apos;

;
waltungs- oder RegelUngsausschuß eigene Ehtscheidung oder Ini e-

fugnis hat. Die vertraglichen-, werden somit zÜ&quot;Lasten&apos;&apos;der
Kommission lediglich auf denRat verschoben, Dieser aber darf nach der
Neufassung- des Art. 145 EWGV:nicht nur D&apos;ürchfühirungsrnodalität&apos;en und
,damitauchdieBeteiligungvonVerwaltungsau
er darf sich in spezifischen Fällen auch vorbehalten, &apos;Ajurchfährungi6e- -, &quot;
fugnisse selbst auszuüben.

Spezifische Fälle bedürfen der Spezifizierung.-Dä der EWGV eine solche
nicht enthält und da Art.145 3.Sirich EWGV gerade von einem Vorbe-
haltsrecht des Rates ausgeht, wird man annehmen dürfen,&apos; Einhe *.

.-.

liehe Europäi*sche Akte meinte, daß der Rat&apos;diee Fälle selbst spezifiziert.
Dem aber entsprechen die Modalitäten der obengenannten-Verfähren. Dä
mitistinsoweitdieRechtmäßigkeitdieserVerfahren

Bei der Variante b des Regelungsausschuß-Verfahrens kann der Rat der,
-

Kommission&apos; der Iland nehmen, auch

wenn er selbst eine andere Eritscheidun iii ht fällen kann --oder will. Img nic

günstigsten Fall dauert die Blockade im Rat bis zur7nächsten Ratssitzung,
im ungünstigsten ad calendas gr&apos;aecas. Der angegriffene katsbeschluß vom,

13.Juli 1997 ist allerdings insoweit nicht ganz klar, als offenUeibt, ob
diese Blockade im Rat gleichzeitig bedeutet,&apos;&apos;daß&apos;auch die Komm&apos;i i

-i.
1-

siOn

blockiert ist und neue, modiAzierteDuo,ä&apos;r.:
-maßnahmen, nicht in k ii

A. Man w r s&apos;aber nicht annehm.,ehr erlassen an i d die
Vmen können. Sinn und Zweck der Vatiante-b ist es, dem Rat ein eto ge e&apos;gen

die konkrete Kommissionsmäßnahme zu geben, -nicht dagegen, die Durchr-
führung des Rechtsakts überhaupt zu stoppen. Daher bleibt es der Kom-
mission jedenfalls riach Ablauf der Entscheidungsfrist des Rates unbenoiü
men, erneut tatig zu werden.

&apos; dieser Voraussetzung kann man nichtUnter - schal. Rech mäßigkeitpau t

oder Rechtswidrigkeit annehmen. Att.145...,EWGV&quot; der&apos;Kommissioni,
eben gerade kein eigenes, unabgeleitetes und damit vom Rat verletzbares.
Durchführungsrecht. jeder Rechtsakt bestimmt vielmehr selbständig über
die Durchführungsmodalitäten. Dies aber* heißt.: der Rat bestimmt sie. 1-
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Art. 145 EWGV schließt nicht generell aus, daß sich -der Rat ein Vetorecht
hinsichtlich bestimmter Durchführungsmaßnahmen der Kommission* vor-

behält, solange die Kommission wieder neu tätig werden und veränderte
Beschlüsse fassen kann. Zwar ist der Schluß nicht zulässig, daß der Rat,
wenn er schon selbst entscheiden könnte, auch die Durchführungsregelung
praktisch wieder an die Kommission zurückgeben könnte. Denn ein Hin-
und Herschieben des Problems kann per se vertragswidrig sein. Aber dies,
ist kein Problem des Art.145 EWGV. Vielmehr betrifft es die Frage, nach
einer möglichen Pflicht. des Rates, bis zu einem bestimmten oder bestimm-
baren Zeitpunkt durchführbare Rechtsregeln zu erlassen16. Dann könnte.
man nämlich im konkreten Fall in der wiederholten Einlegung eines Vetos
durch den Rat ohne eigene Ersatzregelung eine Vertragsverletzung sehen.

Art.205 EWGV gebietet noch eine. weitere Einschränkung. Diese Vor-
schrift steht auch nach der Neufassung gleichberechtigt neben Art.145
EWGV. Die Mitgliedstaaten kannten die bisherige Praxis der Organe und
wollten sie offensichtlich auch in, dieser Hinsicht bestätigen. Nach dem
Gemeinschaftsrecht bedarf, abgesehen von sachnotwendigen Eigenausga-
ben jedes Organs, eine Ausgabe von Haushaltsmitteln - etwa zum Zweck
einer Subvention - immer noch einer gesonderten Ermächtigungsgrund-
lage neben der Einstellung in den Gemeinschaftshaushalt. Die Zulässigkeit
der Ausgabe ist also immer eine Entscheidung des Ministerrats. Die Kom-

petenz der Kommission nach Art.205 EWGV reduziert sich also nach
dieser Auffassung auf eine Selbständigkeit in der haushalts- und finanzie-

rungstechnischen Durchführung der Ausgabe. Ausschüsse, welche in der

Frage der Haushaltsdurchführung Kommission hineinreden könnten,
wären unzulässig. Soweit es -aber um Durchführungsbestimmungen im
Sinne einer Konkretisierung der Bestimmungen über die Zulässigkeit, das
heißt über den Rechtsgrund einer Ausgabe geht, ist die Einschaltung von

Verwaltungs- oder RegelungsausSchüssen nicht zu beanstanden. Selbst der
Entwurf des Parlaments schloß im übrigen im Bereich der Finanzierungs-
beschlüsse gemäß Art.205 EWGV die Modalität der Einrichtung eines

Verwaltungsausschusses nicht völlig aus. Art. la des Parlamentsentwur-
fes geht lediglich davon aus, daß der Rat das Verfahren des Beratenden
Ausschusses bevorzugen soll.
Die genannten Einschränkungen für die Zulässigkeit des Verwaltungs-

ausschuß-Verfahrens und des Regelungsausschusses nach beiden Varianten
betreffen nicht den angegriffenen Ratsbeschluß. Dieser ist nur eine Auf-

16 Zu einer Pflicht zum Erlaß von Rechtsakten EuGH Z2.1985 - Parlament.I.Rat, 13/83
- Slg.1985, S.1513.
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zählun,g von Modellen. Es wird vielmehr in jedem einzelnen Anwendungs-
fall zu prüfen und sicherzustellen sein, inwieweit die Befugnis der Aus-

schüsse entsprechend zu beschränken ist.

B. Grenzen der Anwendbarkeit des Schutzklausel-Verfahrens

Die Variante b) des Schutzklausel-Verfahrens schließlich führt einen

neuen Mechanismus in das Gemeinschaftsrecht ein, mit dem ein einzelner

Mitgliedstaat im, Verein mit einem entscheidungsunfähigen Rat eine

Schutzklauselmaßnahme der Kommission zu Fall bringen kann..Allierdings
wird auch in diesem Fall kein61,ritscheidungsgewalt auf einen Mitglied-
staat übertragen. Der Rat bleibt das- letztentscheidende Organ. Auch eine

Nicht-Entscheidung des Rates in Kenntnis dieses selbstgewählten Mecha-

nismus bedeutet insoweit eine negative Entscheidung. Die Fiktion, der

Kommissionsbeschluß gelte nach Ablauf einer bestimmten Entscheidungs-
frist als aufgehoben, verlagert zwar--das Trägheitsmoment des Entschei-

dungsmechanismus im Rat zu Lasten- der Kommission. Eine solche Fiktion
ist aber dann nicht zu beanstanden, wenn der Rat die Entscheidung dar-

über hat, ob er Schutzmaßnahmen genehmigen oder verbieten soll. Dann
kann er auch - wie in den vorstehenden Verfahrens-Fällen - den Weg einer

bedingten Delegation auf die Kornm-ission wählen.
Diese Einschränkung zeigt allerdings aüch Grenzen der Anwendbar-

keit dieses Verfahrens. Wo der EWGV der Kommission eigene Entschei-

dungsbefugnisse über Schutzmaßnahmen einräumt, wie etwa im Art.115

EWGV, ohne eine Beteiligung des Rates-vorzusehen, kann der Rat sich

nicht über die Hintertür des Schutzklausel- nach dem angegrif7
fenen Beschluß vom 13.Juli 1987 eine.solche Beteiligung sichern. Vielmehr

ist dieses Verfahren nur dort anwendbar, wo eine noch unspezifizierte
Schutzklausel sekundärrechtlich auszufüllen ist, wie etwa bei Art.100a

Abs.5 EWGV. Aber auch diese Einschränkung betrifft nicht die Rechtmä-

ßigkeit des Ratsbeschlusses selbst.

C. Rechtmäßigkeit des Verfahrens zum Erlaß des Beschlusses

vom 13.Juli 1987?

Eine weitere Frage ist, ob durch die Verfahren, welche der Beschluß

enthält, ein Aufsichtsrecht oder Beteiligungsrecht&apos; des Europäischen,Parla-
ments verletzt wird. In keinem einzigen Falle ist vorgesehen, daß das

Parlament zu konsultieren ist. Dies ist bereits früher vom Parlament kriti-

siert Worden, dürfte aber deswegen nicht gegen das Gemeinschaftsrecht
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verstoßen, weil insoweit der Rat auch selbst unmittelbar vollziehend tätig
werden dürfte, jedenfalls in speziellen Fällen. Art.145 EWGV in seiner

neuen Fassung sagt auch nichts über eine etwaige Parlamentsbeteiligung
aus, während ansonsten die Stellung des Europäischen Parlaments in der

Einheitlichen Europäischen Akte sehr klar definiert worden ist. Man. kann
also davon ausgehen, daß bei Ausschußverfahren, um die,-es sich in dem
Beschluß. handelt, eine Parlamentsbeteiligung rechtlich nicht notwendig
iSt17.

Gibt es also materiellrechtlich keine Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit
des Ratsbeschlusses, so bleibt doch die, zentrale Frage, ob nicht der Rat,
weil er nicht nur vom Vorschlag. der Kommission, sondern -

auch vom

geänderten Vorschlag des Parlaments erheblich abwich, erneut,-das Parla-

ment um seine Stellungnahme hätte ersuchen müssen. -Der Wort-laut des

EWG-Vertrages sagt hierüber nichts. Allerdings hat der Gerichtshof -im
Jahre 1980 in den Isoglukose-FäHen18 der Konsultation des Parlaments
einen hohen Stellenwert eingeräumt. Es handelt sich danach; einen
wesentlichen Bestandteil des Gleichgewichts der Institution, so.-wit es-vom

Vertrag eingerichtet wurde. Es erlaubt dem Parlament, effektiv am&apos; Recht-..

,setzungsprozeß innerhalb der Gemeinschaft teilzunehmen. Und schließ
lich ist es nach Ans,&apos;ichtAes Gerichtshofs ein - wenn auch begrenzter
Nachweis eines fundamentalen Demokratieprinzips im Gemeinschafts-

recht, wonach die Völker der Gemeinschaft an der Ausübung.der Macht,
durch eine Beratende Versammlung teilnehmen. Der Gerichtshof schloß,
daß die Einhaltung der Konsultationsrechte des Parlaments&apos;eine substan-
tielle Formalität ist, deren Nichtbeachtung die Nichtigkeit des betreffen-
den Akts zur Folge hat. Man darf also nicht argumentieren, weil sich der
Ministerrat letztlich nicht an die Meinung des Parlaments halten musse, sei

auch an dessen Konsultationkein allzu strenger Maßstab anzulegen....
Zu der Frage, ob eine erneute Konsultation bei erheblicher Änderung

erforderlich ist, hat der Gerichtshof noch nicht endgültig Stellung bezo-

gen. Er hat jedoch implizit in zwei Fällen durchblicken, lassen, daß dies
denkbar ist. In der Rechtssache Buy119 hat der Gerichtshof eine Pflicht zu

erneuter Konsultation abgelehnt, weil die Änderung des Rechtsakts nur

eine Änderung der Methode, nicht der Grundsätze des Rechtsakts gewesen

17 Eine Verletzung der vom Parlament zitierten Art. 137 und 206 *in Verbindung mit 205,
142 und 144 EWGV kommt ebenfalls nicht in Betracht.

18 EuGH 29.10.1980 - Roquate Frires, 138/79 - Slg.1980, S.3333; - Maizena J. Rat,
139/79 - Slg.1980, S.3393.

19 EuGH 4.2.1982 - Buyl.l. Kommission, 817/79 - Slg. 1982, S.245.

16 ZaöRV48/2
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sei und weil die ange- &apos;riffene Bestimmung in weitem Umfang dem geäußer-9
ten Wunsch des Parlaments entspreche.

- In der - Chemiefarma-Entscheidung, aus dem Jahre 1970 bereits,20 hatte -

der Gerichtshof darauf abgestellt, eine.erneute Konsultation sei nicht er-

forderlich, da die Änderung durch den Rat den Rechtsakt nicht in seiner

Substanz. selbst betroffen habe. In einem Fall, der noch zur Entscheidung-
ansteht, nämlich der Rechtssache zieht der Generalanwalt
Mancini aus derbisdes Gerichts den Schluß, daß
bei Änderungen des Kommissionsvorschlags- das--Parlament erneut konsul-
tiert werden müsse, es sei denn, die Änderung ließe die wesentlichen.

Aspekte weitgehend. unberührt oder-, hätte&apos; ein-en rein technischen Charak-

ter, bedeutete also. eine Änderung in der, Methode und nicht in der Sache.
In beiden Fällen.&apos; Müsse die Ääderung,darüber -hinaus einem Wunsch des

Parlaments entsprochen haben.
Für den Ausgangsfall, die -Änderung des Beschlusses über die Modalitä-

ten -der Ausführungsbe der Kommission, müßte man bei Anwen-

dung di-e Maßstäbe den Schluß ziehen, daß eine erneute Konsultation
erforderlichv Angesichts der Bedeutung der Beteiligung des
im Normsetzungsverfahren der Gemeinschaf erscheint dies auch, richtig.
Wenn der Rat verfahren könnte wie: geschehen, verlöre dieses Beteiligungs-
recht entweder jeden Sinn, oder das Parlament müßte prophylaktisch zu

allen- Aspekten des behandelten Sachbereichs Stellung nehmen, auch wenn*

sie nichtin dem ihm zugeleiteten Entwurf angesprochen sind. Die Konsul-
tation ergibt aber nur einen wenn sie im Hinblick auf einen bestimm-
ten Entwurf erfolgt. Wenn das, Rechtsetzungsvorhaben so geändert wird,
daß unerwartete neue Gesichtspunkte auftreten, muß auch neu konsultiert
werden. Die:.Verfahrensweise des Rates würde dazu führen, daß das Parla-
me.nt in den wesentlichen Problernfragen des dann verabschiedeten Be-
schlusses&apos;einfach übergangen wurde.
Aus diesen Gründen müßte.,der: Beschluß des Rates vom.&apos;13.Juli 987

vom EuGH wohl: für, niehtig--erklart werden. Der Rat wird somit hoffent-
lich die Gelegenheit erhi ein weiteres Mal zu erwägen, ob es sinnvoll
und im Geiste der Einheitlichen Europäischen Akte ist, wenn man auch
solche Varianten des Verwaltungsausschuß-Verfahrens in Betracht zieht,
,welche die Ausführung des Rechtsäkts blockieren können. Er mag dazu

20 EuGH15.Z1970-ACFChemiefarma./.KOM,4l/.69,
21 Rs.20/85, Schlußanträge des Genemlanwalts voib,22.l.19$7 vor -einer Kammer sowie

am 13.10.1987 vor dem Plenum des Gerichts.&apos;Der Gang de§ Verfahrens und auch seine

Dauer beweist, welche Bedeutung der zu erwa.rtenden Entscheidung beigemessen wird.
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nach Art.145 EWGV die Befugnis haben. Andererseits ist es ffir die Ge-
meinschaft aber wichtig, dag der Rat so Stolpersteine fiir. die Effektivi-
tät der Europäischen Gemeinschaft tunlichst beseitigen, sie aber in keinem
Falle erneut legen sollte. Schon gar nicht sollte die Einheitliche Akte zum
Anlafl fiir ein institutionelles roll back genommen werden.

Summary*

Reforming EEC Administrative Committees

Disagreement about &quot;Comitology&quot;
Administrative Committees, Regulatory Committees and Consultative Com-

mittees have become an integral part of the EEC&apos;s organizational structure. They
are bodies of representatives of the Member States who consult, but also supervise,
the Commission&apos;s execution of legal instruments enacted by the Council,. If they
do not consent to the Commission&apos;s position, the council will be seized with the
matter and may in some cases overrule or just void the Commission&apos;s decision. The
committees never have a decisionmaking power of their own. Neither the commit-
tees nor the Council can entirely block the Commission in taking a new decision
on the question of execution. So the European Parliament, the European Court of

justice and the Commission itself had accepted that this practice was in conformity
with Arts. 145, 155 and 205 of the EEC-treaty.

In amending Art.145 EEC-Treaty, the Member States too did validate this

practice, but they went one step further in mandating the Council to enact an

exemplary catalogue of committee procedures available for inclusion in particular
legal instruments to be executed by the Commission. The Council enacted such a

catalogue as a &quot;decision&quot; on July 13, 198Z This decision did not just describe the

longstanding practice but did also add variations of procedures that reduce the
Commission&apos;s independence to execute legal acts of the Community even more.

The Council may now block measures decided upon by the Commission without
time limit by simple majority. Furthermore, where the Commission is empowered
to supervise safeguard measures, there is not even a committee necessary any more

to refer decisions of the Commission to the council. Each Member State can do so

and the decision of July 13, 1987 provides for the possibility that mere inaction of
the Council hereupon may lead to an automatic voidance of the Commission&apos;s act.

The Commission protested against this decision of the council which certainly
brings about the possibility to narrow - contrary to what was intended by the

Summary by the author.
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Uniform European Act - the executive powers of the Commission. The Parliament

brought a claim against theCouncil. before. the Court of the European Communi-
ties. This article evaluates the legal points. brought forward by the adversaries of

the Council&apos;s decision. It finds that, its substantive regulations do not contravene

the EEC Treaty mainly, because it still. is, a catalogue for a future choice of a

committee procedure in each case and thus illegality may only be found in the

particular cases of its application. This is true subject to the qualification, that the

safeguard-procedure related regulations of the decision of July 13, 1987 cannot be

applied to powers of the Commission already embodied in the safeguard clauses of

the EEC Treaty.
The decision nevertheless is deemed to be illegal because of procedural shortcom-

ings. Although it substantially changed the Commission&apos;s proposal as well as the

Parliament&apos;s modified proposal,,the Council did not again initiate a procedure of

consultation with the Parliament. However, if the Parliament&apos;s consultative power
is seen to be as crucial and important as- the Luxembourg Court sees it, and if this

power shall not be reduced to a mere formality, the Council is obliged to refer, the
matter again to the Parliament if it chooses to introduce grave and substantial -

changes into a legal act.
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